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Zu Tagesordnungspunkt 7: Bericht des Vorstands gemäß § 203 Abs. 2 
Satz 2 i.V.m. § 186 Abs. 4 Satz 2 AktG 
 

 

Die unter Tagesordnungspunkt 7 erbetene Ermächtigung soll genehmigtes Kapital in Höhe 

von bis zu EUR 38.600.000,00 schaffen, bei dessen Ausnutzung den Aktionären 

grundsätzlich ein – in der Regel mittelbares – Bezugsrecht zusteht. Der Beschlussvorschlag 

sieht allerdings vor, dass der Vorstand bei Ausnutzung des genehmigten Kapitals III 

ermächtigt wird, mit Zustimmung des Aufsichtsrats das Bezugsrecht für Spitzenbeträge 

auszuschließen. 

 

Die Ermächtigung zum Ausschluss des Bezugsrechts für Spitzenbeträge dient dazu, dass im 

Hinblick auf den Betrag der jeweiligen Kapitalerhöhung ein praktikables Bezugsverhältnis 

dargestellt werden kann. Ohne den Ausschluss des Bezugsrechts hinsichtlich des 

Spitzenbetrages würden insbesondere bei der Kapitalerhöhung um runde Beträge die 

technische Durchführung der Kapitalerhöhung und die Ausübung des Bezugsrechts 

erheblich erschwert. Die als freie Spitzen vom Bezugsrecht der Aktionäre ausgeschlossenen 

neuen Aktien werden entweder durch Verkauf über die Börse oder in sonstiger Weise 

bestmöglich für die Gesellschaft verwertet.  

 

Die Ausgabe von neuen Aktien unter Ausschluss des Bezugsrechts darf nach dieser 

Ermächtigung nur erfolgen, wenn auf die Summe der neuen Aktien zusammen mit Aktien, 

die von der Gesellschaft während der Laufzeit dieser Ermächtigung bis zu ihrer Ausnutzung 

unter einer anderen Ermächtigung unter Ausschluss des Bezugsrechts der Aktionäre 

ausgegeben oder veräußert werden oder auf Grund von Rechten, die während der Laufzeit 

dieser Ermächtigung bis zu ihrer Ausnutzung auf der Grundlage einer anderen Ermächtigung 

unter Ausschluss des Bezugsrechts begeben werden und die den Bezug von Aktien der 

Gesellschaft ermöglichen oder zu ihm verpflichten, auszugeben sind, rechnerisch ein Anteil 

am Grundkapital von insgesamt nicht mehr als 20% des Grundkapitals zum Zeitpunkt des 

Wirksamwerdens der Ermächtigung durch Eintragung der Satzungsänderung im 

Handelsregister oder – falls der nachfolgende Wert geringer ist – zum Zeitpunkt der 

Ausnutzung dieser Ermächtigung entfällt. Dadurch wird der Gesamtumfang einer 

bezugsrechtsfreien Ausgabe von Aktien beschränkt. Die Aktionäre werden auf diese Weise 

zusätzlich gegen eine mögliche Verwässerung ihrer bestehenden Beteiligungen abgesichert. 

 

Darüber hinaus wird der Vorstand dafür Sorge tragen, dass der anteilige Betrag am 

Grundkapital, der auf Aktien entfällt, die aufgrund einer heute bereits bestehenden 

Ermächtigung (z. B. genehmigtes Kapital I) unter Ausschluss des Bezugsrechts der Aktionäre 

ausgegeben werden, zusammen mit Aktien, die von der Gesellschaft während der Laufzeit 

der jeweiligen Ermächtigung bis zu ihrer Ausnutzung unter einer anderen Ermächtigung 

unter Ausschluss des Bezugsrechts der Aktionäre ausgegeben oder veräußert werden oder 

auf Grund von Rechten, die während der Laufzeit der jeweiligen Ermächtigung bis zu ihrer 

Ausnutzung auf der Grundlage einer anderen Ermächtigung unter Ausschluss des 

Bezugsrechts begeben werden und die den Bezug von Aktien der Gesellschaft ermöglichen 
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oder zu ihm verpflichten, insgesamt 20 % des im Zeitpunkt der Beschlussfassung der 

Hauptversammlung bestehenden Grundkapitals der Gesellschaft nicht übersteigt. 

 

Konkrete Pläne für eine Ausnutzung des genehmigten Kapitals III bestehen derzeit nicht. Der 

Vorstand wird in jedem Fall sorgfältig prüfen, ob die Ausnutzung des genehmigten Kapitals 

III im Interesse der Gesellschaft und damit der Aktionäre ist. Der Vorstand wird der 

Hauptversammlung über jede Ausnutzung des genehmigten Kapitals III berichten. 

 

 

 

 

 

Frankfurt am Main, 17. März 2015 

Deutsche Börse Aktiengesellschaft 

Der Vorstand 

 

 

 

 
 

 

 

 

____________________ ____________________ ____________________ 
(Dr. Reto Francioni)  (Andreas Preuß)   (Gregor Pottmeyer) 

 

 

 

 

____________________ ____________________  
(Hauke Stars)   (Jeffrey Tessler)    

 


